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Anlage
zu vorstehender Anordnung

Bedingungen 
für den Spargiroverkehr

1. Die Durchführung des Spargiroverkehrs erfolgt auf 
der Grundlage der Anordnung vom 18. Juni 1965 
über die Einführung des Spargiroverkehrs (GBl. II
S. 551) bei den volkseigenen Sparkassen, der 
Landwirtschaftsbank der Deutschen Demokrati­
schen Republik und den genossenschaftlichen 
Kreditinstituten.

2. Spargiroeinlagen sind Spareinlagen. Spargirokon­
ten dienen der Ansammlung von Ersparnissen und 
dem persönlichen Zahlungsverkehr der Bürger. 
Über die Einlagen kann täglich frei verfügt wer­
den.

3. Spargiroeinlagen werden mit 3 % verzinst. Die 
Zinsen werden dem Guthaben jährlich gutgeschrie­
ben. Pfennigbeträge werden nicht verzinst.

4. Inhaber von Spargirokonten können nach den da­
für geltenden Bestimmungen am baren und bar­
geldlosen Zahlungsverkehr teilnehmen. Sie können 
somit:

bar einzahlen, 
bar abheben,
Überweisungsaufträge, Daueraufträge und Ab­
buchungsaufträge erteilen, 
mittels Scheck verfügen,
Schecks zur Gutschrift einreichen, 
Überweisungen auf das Spargirokonto leiten.

Die dafür notwendigen Vordrucke stellen die Kre­
ditinstitute zur Verfügung. Sie sind zür Beschleu­
nigung der Bedienung von den Kunden vor Ab­
gabe auszufüllen.

Eröffnung von Spargirokonten
5. Spargirokonten können bei allen

Sparkassen und ihren Zweigstellen, 
Kreisstellen der Landwirtschaftsbank der 
Deutschen Demokratischen Republik und 
den genossenschaftlichen Kreditinstituten

für Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik und ihrer Hauptstadt Groß- 
Berlin,

für Gemeinschaftskassen und 
für eingetragene Vereine

ohne wirtschaftliche Tätigkeit sowie 
für Staatenlose und Ausländer,

sofern sie ihren ständigen Wohnsitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik bzw. 
ihrer Hauptstadt Groß-Berlin haben, 

eröffnet werden.

6. Bei der Eröffnung von Spargirokonten für be­
schränkt Geschäftsfähige und Geschäftsunfähige ist 
folgendes zu beachten:
a) Der beschränkt Geschäftsfähige kann, sofern er 

im Besitz eines Personalausweises ist, selbst 
über das Konto verfügen, wenn der gesetzliche 
Vertreter dazu bei der Kontoeröffnung seine Zu­
stimmung erteilt. Mit dieser Zustimmung haftet

der gesetzliche Vertreter voll für Schäden, die 
sich aus der mißbräuchlichen Benutzung des 
Spargiroverkehrs durch den beschränkt Ge­
schäftsfähigen ergeben.

b) Bei Geschäftsunfähigen ist vom Antragsteller 
festzulegen, wer über das Konto verfügen soll. 
Antragsteller und Verfügungsberechtigte müs­
sen voll geschäftsfähig sein. Für den Konto­
inhaber haftet in diesen Fällen der Antrag­
steller.

7. Der Kontoinhaber kann seinen Ehepartner oder 
andere Personen als Verfügungsberechtigte ein­
tragen lassen. Diese Verfügungsberechtigung gilt 
bis über den Tod des Kontoinhabers hinaus, es sei 
denn, daß sie vom Kontoinhaber widerrufen wird. 
Der Widerruf einer Verfügungsberechtigung muß 
in schriftlicher Form erfolgen und tritt mit dem 
Zeitpunkt des Eingangs bei der kontounterlagen­
führenden Stelle in Kraft. Der Widerruf soll vom 
Kontoinhaber bis zum gleichen Zeitpunkt dem be­
treffenden Verfügungsberechtigten zugestellt sein. 
Die Kreditinstitute haften nicht für Verfügungen, 
die von dem ehemaligen Verfügungsberechtigten 
gemäß Ziff. 17 dieser Bedingungen noch nach Ein­
gang des Widerrufs mittels Scheck im Freizügig­
keitsverkehr getroffen werden. Der Kontoinhaber 
hat das Recht, die sich noch im Besitz des Ver­
fügungsberechtigten befindlichen Scheckvordrucke 
für den Freizügigkeitsverkehr sperren zu lassen. 
Die Sperre wird nach Eingang der Sperrmeldung 
bei den unter Ziff. 5 genannten Kreditinstituten 
wirksam.

8. Sofern beim Ableben des Kontoinhabers keine Ver­
fügungsberechtigten eingesetzt waren, können die 
Kreditinstitute den überlebenden Ehegatten oder 
einen der Erben als Verfügungsberechtigte aner­
kennen. Bestehen seitens des Kreditinstituts 
Zweifel am Verfügungsrecht des Erben, ist die 
Auszahlung zu verweigern. Die Kreditinstitute 
haften nicht für Verfügungen, die von diesen Per­
sonen entgegen erbrechtlichen Bestimmungen vor­
genommen werden.

9. Spargirokonten können auch als Gemeinschafts­
konten, z. B. für Ehepaare, eingerichtet werden. 
Bei Gemeinschaftskonten ist jeder einzelne Konto­
inhaber für das Guthaben Gesamtgläubiger, d. h. 
er kann über das Guthaben voll verfügen, und für 
Verpflichtungen aus dem Konto Gesamtschuldner, 
d. h. er kann für Verpflichtungen voll in Anspruch 
genommen werden.

10. Der Antragsteller und die Verfügungsberechtigten 
sind verpflichtet, sich bei der Kontoeröffnung bzw. 
bei der Hinterlegung der Unterschrift zu legitimie­
ren. Bei der Kontoeröffnung für beschränkt Ge­
schäftsfähige gemäß Ziff. 6 Buchst, а ist auch die 
Legitimation des gesetzlichen Vertreters erforder­
lich.

11. Die Legitimation hat durch die Vorlage des Perso­
nalausweises oder eines gleichgestellten Dokumen­
tes gemäß der Verordnung vom 23. September 1963 
über die Personalausweise der Deutschen Demo­
kratischen Republik — Personalausweisordnung — 
(GBl. II S. 709) zu erfolgen. Bei registrierten Ver­
einen ohne wirtschaftliche Tätigkeit ist außerdem 
die Vorlage eines Auszuges aus dem Vereinsregister 
erforderlich.


